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Beglaubigte Abschrift

VERWALTLJNGSGE RICHT M I NDEN

3 L 935/14.A

Beschluss

ln dem verwaltungsgerichtlichen Verfahre

Hln##ffiamffien

? ?. raru, zors

ffiechtsanwalt fileyners

ie Antragsteller zu 1. und 2.,

4t.

2.
a

.+.

tr

o.
die I
sämt

Antragsteller,

Prozessbevollrnächtigter: RechtsanwaltGünterMeyners,sedanstraße 16,
32756 Detmold, Gz.: 09136M14tMW,

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des lnnern,
dieses vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchflinge, Außenstelle
D ü sse ldorf , E rkrathe r stra ße 349, 40231 Düsseldo rf, Gz. : sg32 z 39-423,

Antragsgegnerin,

wegen Asylrechts
hier: Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes

iRückschiebung nach Ungarn)

hat die 3. Kammer des Venrualtungsgerichts Minden

am 21. Januar 201 5

durch

die Richterin am Veruraltungsgericht S c h o I I e
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beschlossen.

Die aufschiebende wirkung der Krage 3 K 2gsofi4.A gegen die
Absciiebungsandrohung im Bescheid des Bundesamtes fui lM'igration
und Flüchtlinge vom 2A.11.2014 wird angeordnet.

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des verfahrens, für das Gerichts-
kosten nicht erhoben werden.

Gründe:

Der Antrag,

die aufschiebende wirkung der Klage 3 K 2gs0/14.A gegen den Bescheici

des Bundesamtes für Migration und Flüchflinge vom 2a.11.2o14 anzuord-
nen,

hat Erfolg.

Der Antrag ist zulässig. lnsbesondere ist die Frist des § 34 a Abs. 2 AsyiVfG einge-
halten, wonach Anträge nach § 80 Abs. 5 VwGO gegen die Abschiebungsandrohung

innerhalb von einer woche nach Bekanntgabe zu stellen sind.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen die Ab-
schiebung der Antragssteller nach ungarn ist auch begründet.

Nach § 80 Abs. 5 VwGO kann das Gericht in der Hauptsache auf Antrag die auf-
schiebende Wirkung der Klage im Fall des hier einschlägigen § 80 Abs. 2 Satz 1

Nr. 3 VwGO ganz oder teilweise anordnen. Das Gericht trifft dabei eine eigene Er-
messensentscheidung. Es hat bei der Entscheidung über die Anordnung der auf-

schiebenden Wirkung zwischen dem sich aus der Regelung des § 75 AsylVfG erge-

benden öffentlichen lnteresse an der sofortigen Vollziehung des ablehnenden Be-

scheides und dem lnteresse des jeweiligen Antragstellers an der aufschiebenden

Wirkung seines Rechtsbehelfs abzuwägen. Bei dieser Abwägung sind die Erfolgs-
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aussichten des Hauptsacheverfahrens zu berücksichtigen. Ergibt die im Rahmen des
verfahrens nach § 80 Abs. 5 vwGo allein erforderliche summarische prüfung, dass
der Rechtsbehelf voraussichtlich erfolglos sein wird, tritt das lnteresse des Antrag-
stellers regelmäßig zurück. Enrueist sich der Bescheid bei dieser prüfung dagegen
als rechtswidrig, besteht kein lnteresse an dessen sofortiger vollziehung. lst der
Ausgang des Hauptsacheverfahrens nicht hinreichend absehbar, verbleibt es bei ei-
ner allgemeinen lnteressenabwägung.

Nach diesen Grundsätzen hat der vorliegende Antrag Erfolg, denn es bestehen er-
hebliche Zweifer an der Rechtmäßigkeit der Abschiebungsandrohung.

Genräß § 34 a Abs. 1 satz 1 AsylvfG ordnet das Bundesamt die Abschiebung in ei-
nen sicheren Drittstaat an, sobald feststeht, dass sie durchgeführt werden kann; die
Abschiebung muss in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht möglich sein. Die vo-
raussetzung dafür hat die Antragsgegnerin in eigener Zuständigkeit zu prüfen.

vgl. dazu: vG Trier, Beschruss vom 1 7.04.2014 - s L 5g3r14.TR -, juris.

Es kann für das vorliegende verfahren dahinstehen, ob der umstand, dass das un-
garische Asylrecht seit der Rechtsänderung vom 01 .07.2013 wieder lnhaftierungs-
gründe für Asylbewerber enthält und Ungarn diese neuen lnhaftierungsvorschriften
auch tatsächlich anwendet, für sich genommen Anhaltpunkte für das Vorliegen sys-
temischer Mängel des Asylsystems bietet. Denn es ist jedenfalls nicht hinnehmbar,
dass - wie im vorliegenden Fall - möglichenrueise eine Familie mit Kindern inhaftiert
und auseinandergerissen wird.

Vgl. dazu: EGMR, Ufteil vom A411.2A14 - 29217112 {Tarakhet/Schweiz) -,
Asylmagazin 2a14,424 f. und BVerfG, Beschruss vom 1 z.og.2a14 - 2 BvR
939t1 4-, NVwZ 2A1 4, 1511 .

Eine Rückführung der Antragsteller setzt deshalb das Vorliegen von Zusicherungen
des ungarischen Staates voraus, dass die Antragsteller im Falle einer Abschiebung
nach Ungarn in einer Weise übernommen werden, die dem Alter der Kinder (der An-
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tragsteller zu 3. bis 6') angemessen ist und dass die Familie nicht auseinanderge-
rissen wird.

Daran fehlt es hier. Es ist von der Antragsgegnerin weder vorgetragen noch aus den
venrualtungsvorgängen auch nur ansatzweise ersichilich, dass die Antragsgegnerin
entsprechende notwendige Abreden mit den ungarischen Behörden getroffen hat.
Nach alledem ist es den Antragstellern jedenfalls derzeit nicht zumutbar, nach Un-
garn abgeschoben zu werden. Dass demgegenüber das öffeniliche lnteresse an ei-
ner sofortigen Abschiebung der Antragsteller nach Ungarn {.ibenrviegendes Gewicht
haben könnte, ist derzeit unter keinem Gesichtspunkt zu erkennen.

Der nach den vorstehenden Ausführungen nicht auszuschließenden Beeinträchti-
gung der Rechte der Antragsteller durch die streitgegenständliche Abschiebungsan-
ordnung kann auch nicht dadurch Rechnung getragen werden, dass ihr Antrag mit
der Maßgabe abgelehnt wird, dass die Antragsgegnerin in Abstimmung mit den un-
garischen Behörden sicherzustellen hat, dass den Antragstellern unmittelbar nach
ihrer Ankunft in ungarn eine unterkunit zur verfügung gestellt wird.

Derartige gerichiliche vorgaben, die sich der sache nach ars Aufrage i.s.d. s g0
Abs' 5 Satz 4 VwGo darstellen, sind von § 80 Abs. 5 VwGo nicht gedeckt. Die An-
ordnung einer Sicherheitsleistung oder einer Auflage komrnt gemäß der eindeutigen
Regelung in § 80 Abs. 5 Satz 4 VwGo nur gegenüber dem Antragsteller im Falle dei.
Wiederherstellung oder Anordnung der aufschiebenden Wirkung, nicht aber im Falle
der Ablehnung der Wiederherstellung oder Anordnung der aufschiebenden Wirkung
gegenüber einer Behörde als Antragsgegner in Betracht.

vgl. dazu: vG Minden, Beschluss vom 29.1 2.2014- 10 L 6üTl14.A -.

Die Kostenentscheidung beruht auf s§ 1s4 Abs. 1 vwGo i.v.m. s g3 b AsylvfG.

Der Beschluss ist unanfechtbar.(§ g0 AsyiVfG).
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Scholle


